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Leitsatz  
 
Zwar kann - ausnahmsweise - bei einer allein generalpräventiv begründeten 
Ausweisung ein schwerwiegender Grund der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im 
Sinne von § 56 Abs. 1 Satz 2 und 3 AufenthG anzunehmen sein mit der Folge, dass 
auch ein Ausländer, welchem besonderer Ausweisungsschutz nach § 56 Abs. 1 Satz 1 
AufenthG zukommt, ausgewiesen werden kann. Dies setzt voraus, dass eine 
besonders schwerwiegende Straftat vorliegt und deshalb ein dringendes Bedürfnis 
daran besteht, über eine strafrechtliche Sanktion hinaus durch eine Ausweisung 
andere Ausländer von Straftaten ähnlicher Art und Schwere abzuhalten (wie BVerwG, 
Urteil vom 14.02.2012 - 1 C 7.11 -).  
 
Bei einem Ausländer, welcher in familiärer Lebensgemeinschaft mit seiner deutschen 
Ehefrau und minderjährigen deutschen Kindern lebt, rechtfertigen aber allein 
generalpräventive Gründe in der Regel nicht den durch eine Ausweisung bewirkten 
Eingriff in Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 8 EMRK. 
 
 
VGH Baden-Württemberg Urteil  vom 23.10.2012 - 11 S 1470/11 - 

Vorinstanz VG Karlsruhe (Az. - 4 K 3079/10 -) 

Rechtskraft nein 
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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
 Im Namen des Volkes  

 Urteil  
    

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 
 

-  Kläger  - 
-  Berufungskläger  - 

 
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, 
- Abteilung 8 - Landesaufnahmeeinrichtung -Ausländer-Spätaussiedler, 
Durlacher Allee 100, 76137 Karlsruhe,  
 

-  Beklagter  - 
-  Berufungsbeklagter  - 

 
wegen Ausweisung und Abschiebungsandrohung 
 
 
hat der 11. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Funke-Kaiser, den Richter am 
Verwaltungsgerichtshof Dr. Heckel und die Richterin am Verwaltungsgerichts-
hof Schiller aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 23. Oktober 2012 
 
für Recht erkannt: 
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Auf die Berufung des Klägers hin wird das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Karlsruhe vom 02.03.2011 - 4 K 3079/10 - geändert.  
 
Der Bescheid des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 22.10.2010 wird auf-
gehoben. 
 
Das beklagte Land trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen. 
 
Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

Tatbestand 

 

Der am xxxxxx1971 in Charleroi, Belgien, geborene Kläger wendet sich gegen 

seine Ausweisung und die Androhung der Abschiebung. 

 

Er ist türkischer Staatsangehöriger und lebte von seiner Geburt bis 1979/80 

gemeinsam mit seinen Eltern und Geschwistern in Belgien, danach kehrte die 

Familie in die Türkei zurück. Dort besuchte der Kläger das Gymnasium, das er 

mit einem dem Abitur vergleichbaren Abschluss beendete. Am 06.05.1996 hei-

ratete er in Cavusbasi Köyü/Türkei die am xxxxxxxxxx in Bxxxxx, Deutschland, 

geborene Hatice Y., welche damals noch türkischer Staatsangehörigkeit war; 

am 17.08.1996 reiste er mit einem Visum zum Familiennachzug nach Deutsch-

land ein. In der Folge erhielt er zunächst befristete Aufenthaltserlaubnisse, ab 

dem 16.07.2001 war er im Besitz einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis, wel-

che ab Januar 2005 als Niederlassungserlaubnis fortgalt. 

 

Die Ehefrau des Klägers wurde am 06.07.1998 eingebürgert. Die Eheleute ha-

ben vier gemeinsame Kinder, zwei Töchter (geboren am 16.08.1997 und am 

01.05.2001) und zwei Söhne (geboren am 17.07.1998 und am 14.04.2008), 

welche ebenfalls deutsche Staatsangehörige sind.  

 

Ab dem 10.03.1997 war der Kläger zunächst bei verschiedenen Firmen be-

schäftigt, vom 02.11.1998 bis zum 31.10.2001 bei der Firma F., wobei er vom 

27.02.2001 bis zum 09.07.2001 Krankengeld von der AOK bezog. Nach länge-

rer Arbeitslosigkeit war er ab 2003 immer wieder selbstständig tätig - unter-

brochen durch mehrmonatige Aushilfstätigkeiten und Zeiten der Arbeitslosig-

keit -, zunächst mit einem Einzelhandel mit Lebensmitteln und Obst, welchen er 
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von seiner Ehefrau übernommen hatte (von Juli 2003 bis Juni 2004), später 

(vom September 2006 bis zum Februar 2007) spor-

te (Paketdiens sodann mit einer Gebäudereinigung (ab dem 21.11.2007).  

 

Zum 05.06.2008 meldete er das Wettbüro T. in Karlsruhe an. Am 18.12.2008 

wurde er wegen des Verdachts der Geiselnahme u.a. in Untersuchungshaft ge-

nommen. Mit Urteil des Landgerichts Karlsruhe vom 30.06.2009 - 3 KLs 110 Js 

41778/08 - wurden der Kläger und die Mitangeklagten B.A., Y.K. und E.G. der 

Geiselnahme in Tateinheit mit gefährlicher Körperverletzung sowie der Mitan-

geklagte T.K. der Beihilfe zur Geiselnahme in Tateinheit mit gefährlicher Kör-

perverletzung schuldig gesprochen. Der Kläger wurde zu einer Freiheitsstrafe 

von drei Jahren und sechs Monaten, seine Mitangeklagten B.A. zu einer Fre i-

heitsstrafe von sechs Jahren und sechs Monaten, Y.K. von vier Jahren und 

zehn Monaten, E.G. von drei Jahren und sechs Monaten und T.K. zu einer 

Freiheitsstrafe von zwei Jahren verurteilt. Die Vollstreckung der Freiheitsstrafe 

wurde hinsichtlich T.K. zur Bewährung ausgesetzt. Die Angeklagten wurden 

außerdem verurteilt, an die Nebenklägerin N.G. Schmerzensgeld in Höhe von 

10.000 ,-- EUR nebst Zinsen zu zahlen, wobei die seitens B.A. und Y.K. bereits 

erbrachten Beträge in Höhe von 2.500,-- EUR (B.A.) bzw. 3.000,-- EUR (Y.K.) 

auf den Schmerzensgeldbetrag anzurechnen seien. Das Urteil wurde nach 

Verwerfung der unter anderem vom Kläger eingelegten Revision diesem ge-

genüber am 10.12.2009 rechtskräftig.  

 

Nach den Feststellungen im Strafurteil vom 30.06.2009 war Y.K. als Geschäfts-

führer in dem vom Kläger betriebenen Wettbüro beschäftigt und hätte Anfang 

des Jahres 2009 als Teilhaber einsteigen sollen. B.A. war bei einer Automaten-

aufstellerfirma tätig und für die Wartung der im Wettbüro aufgestellten Spielau-

tomaten zuständig. Die Mitangeklagten E.G. und T.K., ein Schwager des Y.K., 

hielten sich häufig als Gäste im Wettbüro auf. Das Opfer der Straftaten, N.G., 

war auf Empfehlung des B.A. seit September 2008 als Aushilfe angestellt. 

Nachdem am 29.11.2008 zwischen 2.00 Uhr und 2.30 Uhr in das Wettbüro ein-

gebrochen und aus Spielautomaten und einem offenen Tresor insgesamt Bar-

geld in Höhe von etwa 2.500,-- EUR entwendet worden war, verdächtigten die 

Angeklagten die im Wettbüro angestellte N.G. und deren Freund der Beteil i-
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gung an dem Einbruch. Anlass war unter anderem, dass ein Augenzeuge etwa 

zum Zeitpunkt des Einbruchs ein Auto bemerkt hatte, das dem des Freundes 

von N.G. ähnelte. Außerdem hatte N.G. wenige Stunden nach dem Einbruch 

per SMS mitgeteilt, sie könne am Morgen nicht zur Arbeit erscheinen, weil ihr 

Schwiegervater gestorben sei, was aber - wie sich nach und nach herausstell-

te - tatsächlich nicht stimmte. Um N.G. zu einem Geständnis zu zwingen, 

brachten die fünf Angeklagten diese am 30.11.2008 gegen 12.30 Uhr dazu, mit 

ihnen in den Keller des Wettbüros zu gehen. Dort versetzte B.A. der Angestell-

ten N.G. zunächst zwei derart heftige Ohrfeigen, dass sie ein Loch im linken 

Trommelfell erlitt. Danach hielt B.A. dieser eine von ihm - ohne Wissen der an-

deren - mitgeführte, nicht ausschließbar ungeladene Schreckschusswaffe, die 

er zuvor mehrfach durchgeladen hatte, an die Stirn, so dass N.G. befürchtete, 

erschossen zu werden, und Todesangst verspürte. Unter Ausnutzung der To-

desangst von N.G. versuchten die Angeklagten in den nächsten Stunden - al-

lerdings vergeblich -, von dieser ein Geständnis zu erpressen. A.B. drückte ihr 

ein Kissen auf das Gesicht und tat so, als ob er dieses als Schalldämpfer ver-

wenden würde. Auf Vorschlag des Klägers behauptete er sodann, man habe 

ein paar Leute zu ihrem Freund geschickt, welche ihn mit einem Baseball-

schläger "zusammengeschlagen" hätten, woraufhin dieser alles zugegeben hät-

te. B.A. oder E.G. drohten später damit, N.G. mit einer Handsäge einen Finger 

abzusägen. Als N.G. darum bat, auf Toilette gehen zu dürfen, wurde ihr dies 

mit dem Hinweis verweigert, . Bei diesen Übergrif-

fen und Bedrohungen leistete T.K. lediglich psychische Beihilfe, während die 

anderen aktiv beteiligt waren. Nachdem B.A. und E.G. zwischen 14.30 Uhr und 

15.00 Uhr den Keller verlassen hatten, wurde N.G. gegen 16.00 Uhr vom Klä-

ger, Y.K. und T.K. freigelassen und von T.K. nach Hause gefahren. N.G. leidet 

noch heute erheblich unter den psychischen Folgen der Tat. Bezüglich der 

Strafzumessung wird in dem Urteil des Landgerichts Karlsruhe hinsichtlich des 

Klägers unter anderem dargelegt: Die Kammer sei der Auffassung, dass die 

Voraussetzungen der tätigen Reue (§§ 239a Abs. 4, 239b Abs. 2 StGB) vorge-

legen hätten, weil die Täter von einer weiteren Befragung der Geschädigten 

abgesehen hätten. Für die Annahme eines minder schwereren Falls der Gei-

selnahme (§§ 239a Abs. 2, 239b Abs. 2 StGB) spreche, dass der Kläger bereits 

im Ermittlungsverfahren ein Geständnis abgelegt und dieses in der Hauptver-
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handlung aufrechterhalten habe, wobei der Kammer das Geständnis allerdings 

nur bedingt getragen von Einsicht und Reue erscheine, weil der Kläger immer 

wieder darauf hingewiesen habe, er hätte nicht gegen die weitere Tatausfüh-

rung einschreiten können. Für ihn spreche außerdem, dass er bislang straf-

rechtlich nicht in Erscheinung getreten sei, sich schriftlich bei der Geschädig-

ten entschuldigt und einen eher geringen Tatbeitrag geleistet habe. Es sei aber 

auch zu berücksichtigen, dass er als Inhaber des Wettbüros ein Hauptinteresse 

daran gehabt habe festzustellen, ob seine Angestellte tatsächlich an dem Ein-

bruch beteiligt gewesen sei, dass tateinheitlich zum Verbrechen der Geise l-

nahme auch ein Vergehen der gefährlichen Körperverletzung begangen wor-

den, dass er über dreieinhalb Stunden an der Tatbegehung beteiligt gewesen 

sei und dass die Geschädigte nicht nur eine körperliche Verletzung in Form 

einer Trommelfellperforation mit erheblichen Höreinschränkungen erlitten habe, 

sondern noch heute schwer unter den psychischen Folgen der Tat leide. Die 

nicht vertypten Milderungsgründe reichten daher nicht aus, um das Vorliegen 

eines minder schweren Falles zu bejahen. Unter weiterer Berücksichtigung der 

Tatsache, dass der Kläger tätige Reue im Sinne von §§ 239b Abs. 2, 239a 

Abs. 4 StGB geleistet habe, sei allerdings unter Heranziehung dieses Strafmi l-

derungsgrundes das Vorliegen eines minder schweren Falles bejaht worden.  

 

Im Anschluss an die Untersuchungshaft verbüßte der Kläger vom 10.12.2009 

bis zu seiner Entlassung am 22.12.2011 Strafhaft, ab dem 08.04.2010 in der 

Justizvollzugsanstalt (JVA) Bruchsal. Zwei Drittel der Strafe waren am 

17.04.2011 vollstreckt, Endstrafentermin wäre der 17.06.2012 gewesen. In die-

ser Zeit erhielt der Kläger regelmäßig Besuch von seiner Ehefrau und seinen 

Kindern sowie von anderen Verwandten und Bekannten. Von September 2010 

bis Juli 2011 nahm er zweimal wöchentlich an Deutschkursen teil. Er arbeitete 

in einem Unternehmerbetrieb der JVA. In Vollzugsplänen und Berichten der 

JVA Bruchsal vom 05.05.2010, 12.05.2010, 08.02.2011, 12.09.2011 und 

12.10.2011 wurde unter anderem dargelegt: Disziplinarrechtlich habe gegen 

den Kläger nicht eingeschritten werden müssen, es sei auch zu keinen Unre-

gelmäßigkeiten bezüglich Drogen oder Alkohol gekommen. Er könne sehr ner-

venaufreibend sein, weil er täglich mehrere Anliegen habe, die er durchzuset-

zen versuche. Er werde dabei jedoch nie aggressiv, sondern zeige fehlendes 
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Verständnis, reagiere weinerlich oder unbeirrbar. Im Unternehmerbetrieb gelte 

er wegen seiner ständigen Anliegen als Sorgenkind, erledige aber seine Arbeit 

zuverlässig, es sei nicht zu unentschuldigten Ausfallzeiten gekommen. Er habe 

noch Schulden in Höhe von etwa 45.000,-- EUR. Während in früheren Stel-

lungnahmen der JVA, unter anderem vom 08.02.2011, Zweifel an einer Tatauf-

arbeitung und einer echten Reue des Klägers geäußert wurden, wurde in einem 

Bericht vom 12.10.2011 ausgeführt, der Kläger habe über seine Straftat inten-

siv nachgedacht, könne sich zumindest über den Vergleich mit eigenen Be-

drängungserfahrungen in das Opfer einfühlen, sei nicht die treibende Kraft ge-

wesen und scheine seine Straftat tatsächlich zu bereuen. Die Landesstiftung 

Opferschutz habe am 16.07.2011 bestätigt, dass er 1.000,-- EUR Schmerzens-

geld in Raten bezahlt habe. Als stabilisierender Faktor werde seine Familie ge-

sehen. Der psychologische Dienst gehe davon aus, dass ein kriminalprognosti-

sches Gutachten zu dem Schluss kommen werde, dass eine weiterhin beste-

hende Gefahr nicht festgestellt werden könne.  

 

Bereits mit Bescheid des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 22.10.2010 

wurde der Kläger aus der Bundesrepublik Deutschland ausgewiesen (Ziff. 1). 

Außerdem wurde ihm die Abschiebung in die Türkei oder in einen anderen 

Staat angedroht (Ziff. 2). Für den Fall, dass er vor der beabsichtigten Abschie-

bung aus der Haft entlassen werde, wurde er aufgefordert, die Bundesrepublik 

Deutschland innerhalb von einem Monat nach seiner Entlassung zu verlassen; 

für den Fall, dass er nicht fristgerecht ausreise, wurde ihm die Abschiebung 

angedroht (Ziff. 3). Zur Begründung wurde dargelegt: Dem Kläger stehe kein 

erhöhter Ausweisungsschutz aufgrund eines Rechts zum Aufenthalt nach dem 

Assoziationsratsbeschluss 1/80 zu. Eine nach Art. 7 Abs. 1 ARB 1/80 privile-

gierte aufenthaltsrechtliche Position habe nicht mehr erworben werden können, 

weil seine Ehefrau zwei Jahre nach Beginn der ehelichen Lebensgemeinschaft 

die deutsche Staatsangehörigkeit erworben habe. Ansprüche aus Art. 6 Abs. 1 

ARB 1/80 seien ebenfalls nicht entstanden. Bei der Firma F. habe der Kläger 

zwar vom 02.11.1998 bis zum 26.02.2001 und vom 09.07.2001 bis zum 

31.10.2001 gearbeitet. In der Zwischenzeit, vom 27.02.2001 bis zum 

08.07.2001, habe er jedoch Krankengeld von der AOK bezogen. Selbst wenn 

man davon ausginge, dass er drei Jahre ordnungsgemäß bei einem Arbeitge-
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ber beschäftigt gewesen sei, wäre seine Rechtsstellung nach Art. 6, 2. Spiel-

gelstrich ARB 1/80 wieder erloschen. Denn im Anschluss an die Beschäftigung 

bei der Firma F. habe er ab November 2001 bis zum 27.07.2003 Leistungen 

der Agentur für Arbeit bezogen. Seine Ehefrau habe in dieser Zeit ein Gewerbe 

(Obst- und Gemüsehandel) betrieben. Ab Oktober 2003 habe er dieses über-

nommen, bis er es im Januar 2004 wieder aufgegeben habe. Nach kurzen Ar-

beitsverhältnissen, Zeiten der Arbeitslosigkeit sowie Zeiten der Ausübung 

zweier anderer Gewerbe, sei schließlich zum 05.06.2008 die Anmeldung des 

Wettbüros erfolgt. Die Aufnahme einer auf Dauer angelegten selbstständigen 

Tätigkeit führe jedoch zum Erlöschen bereits entstandener Rechte aus Art. 6 

Abs. 1 ARB 1/80. Rechtsgrundlage für den angefochtenen Bescheid sei daher 

das Aufenthaltsgesetz. Der Kläger erfülle den Ausweisungstatbestand des § 53 

Nr. 1 AufenthG. Er genieße jedoch wegen der bestehenden Niederlassungser-

laubnis und der familiären Lebensgemeinschaft mit seiner deutschen Ehefrau 

und seinen Kindern besonderen Ausweisungsschutz nach § 56 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 und Nr. 4 AufenthG. Es sei daher zu prüfen, ob ein schwerwiegender 

Grund der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Sinne von § 56 Abs. 1 

Satz 2 AufenthG vorliege. Das sei der Fall. Die vom Kläger und seinen Mittä-

tern aufgrund von Selbstjustiz begangene Geiselnahme in Tateinheit mit ge-

fährlicher Körperverletzung wiege ausgesprochen schwer. Der Tathergang ver-

deutliche, dass der Kläger ein erhebliches Maß an krimineller Energie besitze, 

welches bei verständiger Würdigung aller für und gegen ihn sprechenden Um-

stände der Tatbegehung die Grenzen der Bagatellkriminalität bei weitem über-

schreite. Er sei offenkundig nicht in der Lage oder auch nicht gewillt, sich an 

die im Bundesgebiet bestehende Rechtsordnung zu halten. Deshalb könne ihm 

keineswegs eine günstige Sozialprognose gestellt werden. Nach den vorlie-

genden Berichten der JVA habe eine Tataufarbeitung wegen der fehlenden dif-

ferenzierten Deutschkenntnisse noch nicht erfolgen können. Bislang sei da-

nach auch nicht erkennbar, dass der Kläger ein Schuldbewusstsein oder eine 

Empathie für das Opfer entwickelt habe. Die Ausweisung sei daher aus spezi-

alpräventiven Gründen geeignet und erforderlich. Sie werde auch auf general-

präventive Erwägungen gestützt. Es bestehe ein dringendes soziales Bedürf-

nis, über die strafrechtliche Sanktion hinaus durch Ausweisung andere Auslän-

der von Gewalttaten ähnlicher Art und Schwere abzuhalten. Wegen des beson-
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deren Ausweisungsschutzes und mit Blick auf die Familie des Klägers und 

Art. 8 EMRK liege eine Ausnahme von der Regel des § 56 Abs. 1 Satz 5 Auf-

enthG vor, so dass über die Ausweisung nach Ermessen zu entscheiden sei. 

Sie sei hier gerechtfertigt, insbesondere verhältnismäßig. Der Kläger sei mit 

einer türkischstämmigen Frau verheiratet, die mittlerweile die deutsche Staats-

angehörigkeit angenommen habe, und Vater von vier deutschen Kindern. Be-

ruflich sei es ihm nicht gelungen, sich im Bundesgebiet zu integrieren. Der Auf-

bau eines eigenen Betriebes sei immer wieder gescheitert. In dem zuletzt be-

triebenen Wettbüro habe er mehrere Personen beschäftigt, ohne diese anzu-

melden. Dies sowie die Tatsache, dass er bereit gewesen sei, eine von ihm 

verdächtige Person als Geisel zu nehmen, um aus ihr mit brutalsten phys i-

schen und psychischen Methoden ein Geständnis zu erpressen, sei ein Beleg 

für eine Denkweise, welche nicht den Wertvorstellungen der Gesellschaft in der 

Bundesrepublik Deutschland entspreche. Es sei nicht erkennbar, dass der Klä-

ger von seinem Heimatland, das er vor vierzehn Jahren im Alter von 25 verlas-

sen habe, entfremdet sei. In Anbetracht des gravierenden Verstoßes gegen die 

geltende Rechtsordnung könnten die rechtlichen und tatsächlichen Auswirkun-

gen der Ausweisung, die mit einer Übersiedlung in die Türkei verbunden seien, 

nicht als unverhältnismäßig angesehen werden. Dies gelte auch unter Berück-

sichtigung von Art. 6 GG und Art. 8 EMRK. Schließlich könne er gegebenen-

falls einen Antrag auf Befristung der Wirkungen der Ausweisung und Abschie-

bung stellen. Hilfsweise sei festzustellen, dass die Ausweisung des Klägers 

auch dann - im Ermessenswege nach Art. 14 ARB 1/80 i.V.m. § 55 AufenthG -

gerechtfertigt sei, wenn man davon ausgehe, dass ihm eine Rechtsstellung 

nach Art. 6 oder Art. 7 ARB 1/80 zustehe. Für diesen Fall sei die Ausweisung 

jedoch lediglich auf spezialpräventive Gründe zu stützen. Die Abschiebungs-

androhung beruhe auf § 59 Abs. 1 AufenthG. 

 

Am 04.11.2010 erhob der Kläger beim Verwaltungsgericht Karlsruhe Klage, zu 

deren Begründung er im Wesentlichen vortrug: Eine Trennung von seiner Fami-

lie wäre unverhältnismäßig. Weder verfügten er und seine Familie über die er-

forderlichen finanziellen Mittel für regelmäßige Besuche noch hätte er die Mög-

lichkeit, die Kontakte angemessen aufrechtzuerhalten. Zudem sei die Auswe i-

sung weder aus generalpräventiven noch aus spezialpräventiven Gründen an-
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gemessen. Er sei das erste Mal straffällig geworden. Aus dieser - einmaligen -

Entgleisung, die nicht verharmlost werden solle, könne nicht auf ein grundsätz-

liches Verhaltensmuster für die Zukunft geschlossen werden. Im Übrigen sei er 

vom 01.11.1998 bis zum 31.10.2001 durchgehend bei der Firma F. beschäftigt 

gewesen, weshalb er als Assoziationsberechtigter anzusehen sei.  

 

Das beklagte Land trat der Klage entgegen.  

 

Mit Urteil vom 02.03.2011 - 4 K 3079/10 - wies das Verwaltungsgericht die Kla-

ge ab und führte aus: Es bedürfe keiner abschließenden Beurteilung, ob der 

Kläger eine Rechtsstellung nach Art. 6 ARB 1/80 erworben habe, denn eine 

solche wäre jedenfalls durch die Aufnahme einer Tätigkeit als Selbstständiger 

erloschen. Weil er besonderen Ausweisungsschutz nach § 56 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 und 4 AufenthG genieße, könne er nur aus schwerwiegenden Gründen 

der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgewiesen werden. Solche seien 

hinsichtlich des spezialpräventiven und bezüglich des generalpräventiven Aus-

weisungszwecks aufgrund der vom Kläger verübten Straftat gegeben. In Fällen 

mittlerer und schwerer Kriminalität seien die Voraussetzungen für eine spezial-

präventive Ausweisung grundsätzlich zu bejahen. Beim Kläger bestehe ein ge-

genüber dem Durchschnittsbürger sogar beträchtlich erhöhtes Risiko, auch 

künftig wieder strafrechtlich in Erscheinung zu treten. Dafür sprächen die nicht 

unerhebliche kriminelle Energie, die er an den Tag gelegt habe, und die kon-

krete Tatausführung. Diese lasse ein erhebliches Maß an Gewaltanwendung 

gegenüber Personen erkennen; sie habe zu gravierenden Folgen für das Opfer 

geführt. Ausweislich eines Berichts der JVA vom 08.02.2011 habe die Fre i-

heitsstrafe nur insoweit die erwünschte Wirkung gezeigt, als der Kläger die ne-

gativen Folgen für seine Familie eingesehen habe, mit den Folgen der Tat für 

das Opfer habe er sich noch nicht erkennbar auseinandergesetzt. Da die Tat 

zudem eine hohe Bereitschaft für eine im Heimatland des Klägers in bestimm-

ten Bereichen auch heute noch übliche und gesellschaftlich akzeptierte Selbst-

justiz belege, könne ihm keine günstige Sozialprognose erteilt werden. Ein 

Ausnahmefall von der Regelausweisung - und damit die Notwendigkeit einer 

behördlichen Ermessensentscheidung - sei hier wegen der tatsächlich gelebten 

familiären Gemeinschaft des Klägers mit den vier ehelichen Kindern des Klä-



- 10 - 

gers zu sehen. Die entsprechenden Ermessenserwägungen seien im Ergebnis 

rechtsfehlerfrei. Die dem Kläger als Mittäter der begangenen Straftaten zure-

chenbare Gewaltanwendung wiege derart schwer, dass seine Ausweisung 

auch mit Blick auf die Schutzwirkungen des Art. 6 GG und des Art. 8 EMRK 

nicht unverhältnismäßig sei.  

 

Auf den am 14.03.2011 vom Kläger gestellten Antrag hat der Verwaltungsge-

richtshof mit Beschluss vom 17.05.2011 - 11 S 875/11 - die Berufung gegen 

das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 02.03.2011 zugelassen. 

Diese hat der Kläger am 26.05.2011 unter Stellung eines Antrags begründet.  

 

Zur Vorbereitung der Entscheidung über die Aussetzung der Reststrafe holte 

die Vollstreckungskammer des Landgerichts Karlsruhe mit Schreiben vom 

03.06.2011 ein kriminalprognostisches Gutachten der Klinik für forensische 

Psychiatrie und Psychotherapie - Zentrum für Psychiatrie - Wiesloch ein. Das 

daraufhin erstattete Gutachten von Herrn Dr. Spxxxxx, Facharzt für Psychiatrie 

und Psychotherapie, und Herrn Sxxxxxxx, Facharzt für Psychiatrie, vom 

24.09.2011 kommt zu dem Ergebnis, dass nicht mehr davon ausgegangen 

werden könne, dass die durch die Tat beim Kläger zutage getretene Gefähr-

lichkeit fortbestünde. Dabei wurde die fehlende Auseinandersetzung mit der 

Straftat als prognostisch ungünstiger Faktor gewertet. Der Kläger sei bei der 

Tat aber eher passiv im Hintergrund geblieben. Beim Tatgeschehen komme 

somit situativen Faktoren (Eingebundenheit in eine Tätergruppe bei Vorhan-

densein von freundschaftlichen Beziehungen und Loyalitäten, Unterordnung 

unter dominant auftretende Persönlichkeiten) ein wesentliches Gewicht am Zu-

standekommen der Tat zu. Der Kläger habe sich im Rahmen der Haft im We-

sentlichen angepasst und korrekt verhalten. Dass er dabei seine eigenen Wün-

sche und Bedürfnisse jeweils mit einem gewissen Nachdruck vorgetragen ha-

be, lasse sich nicht als prognoserelevanter Faktor verwerten. Es existierten 

stabile familiäre Anbindungen. Auch die beruflichen Planungen des Klägers 

erschienen nicht unrealistisch. Die prognostisch günstigen Faktoren überwögen 

im Vergleich zu dem einzigen ungünstigen Faktor - der fehlenden inneren Aus-

einandersetzung des Klägers mit der Tat - deutlich. Nach einer Anhörung des 

Klägers am 16.12.2011 wurde mit Beschluss des Landgerichts Karlsruhe vom 
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21.12.2011 die Vollstreckung der Restfreiheitsstrafe aus dem Urteil des Land-

gerichts Karlsruhe vom 30.06.2009 zur Bewährung ausgesetzt. Die Bewäh-

rungszeit wurde auf drei Jahre festgesetzt; der Kläger wurde der Leitung und 

Aufsicht eines Bewährungshelfers unterstellt. Daraufhin wurde er am 

22.12.2011 aus dem Strafvollzug entlassen.  

 

Zur Begründung der Berufung trägt der Kläger im Wesentlichen vor: Das Ver-

waltungsgericht sei unzutreffend davon ausgegangen, dass die Rechtste llung 

aus Art. 6 ARB 1/80 mit Aufnahme einer selbstständigen Erwerbstätigkeit erlö-

sche. Die Ausweisung genüge nicht den Anforderungen des Art. 14 Abs. 1 ARB 

1/80. Im Übrigen hätte ein Widerspruchsverfahren durchgeführt bzw. über die 

s-

sen. Schon aus diesem Grund sei sie aufzuheben. Unabhängig davon sei die 

Ausweisung hier mit Blick auf die Tatsache, dass die Ehefrau des Klägers und 

seine Kinder deutsche Staatsangehörige seien, rechtswidrig. Soweit im Urteil 

dargelegt werde, der Rechtsstellung der Kinder des Klägers könne durch Be-

suche der Ehefrau mit den Kindern in der Türkei Rechnung getragen werden, 

werde nicht die dem Kläger gemäß Art. 20 AEUV zukommende europarechtli-

che Rechtsposition berücksichtigt. Anzugreifen sei auch, dass die erste Instanz 

eine Unverhältnismäßigkeit der Ausweisung mangels Befristung verneine. Dies 

verstoße gegen Art. 8 EMRK. Nach dem kriminalprognostischen Gutachten 

vom 24.09.2011 bestehe die bei der Tat zutage getretene Gefährlichkeit inzwi-

schen nicht mehr. Die Arbeitssuche des Klägers nach seiner Haf tentlassung 

sei durch seine erheblichen gesundheitlichen Probleme belastet gewesen. Er 

habe am 20./21.04.2012 in eine Klinik aufgenommen und später erneut - vom 

06.06. bis zum 14.06.2012 - stationär behandelt werden müssen. Zum 

24.07.2012 habe er dann einen Arbeitsplatz als Fahrer bei einer Firma in Karls-

ruhe gefunden, wonach er bei einer durchschnittlichen regelmäßigen Arbeits-

zeit von 25 bis 30 Wochenstunden 1.000,-- EUR brutto monatlich verdiene. 

 

Nachdem das Regierungspräsidiums Karlsruhe in der mündlichen Verhandlung 

die Sperrwirkungen der Ausweisung vom 22.10.2010 auf zwei Jahre befristet 

hat, beantragt der Kläger,  
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das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 02.03.2011 - 4 K 
3079/10 - zu ändern und den Bescheid vom 22.10.2010 aufzuheben,  
 
hilfsweise: das beklagte Land zu verpflichten, die in § 11 Abs. 1 
Satz 1 und 2 AufenthG bezeichneten Wirkungen der Ausweisung auf 
sofort zu befristen. 
 

Das beklagte Land beantragt, 
 

die Berufung zurückzuweisen. 
 

Es trägt vor: Das Verwaltungsgericht Karlsruhe habe zutreffend die Rechtmä-

ßigkeit des Bescheids vom 22.10.2010 bestätigt und berücksichtigt, dass eine 

Rechtsstellung aus Art. 6 ARB 1/80 - selbst wenn der Kläger sie erworben hät-

te - dadurch erloschen wäre, dass er eine Tätigkeit als Selbstständiger aufge-

nommen habe. Durch die Ausweisung werde kein unverhältnismäßiger Eingriff 

in das Recht des Klägers auf Achtung seines Privat- und Familienlebens be-

gründet. Der Kontakt zur Ehefrau und den Kindern des Klägers könne durch 

Besuche in der Türkei, Briefe, Telefonate und E-Mails aufrechterhalten werden. 

Da der Kläger die deutsche Sprache nicht richtig beherrsche und sich bei Be-

suchen in türkischer Sprache unterhalten habe, sei davon auszugehen, dass 

die Familie ebenfalls mit der Türkei vertraut sei. Ein Leben in der Türkei wäre 

für den Kläger auch nicht unzumutbar, weil er zuvor ebenfalls dort gelebt habe, 

dort noch seine Mutter und Geschwister wohnten und er auch die türkische 

Sprache beherrsche. Zu dem kriminalprognostischen Gutachten vom 

24.09.2011 sei auszuführen: In dem e-

hend fehlende innere Auseinan Klägers mit seiner Tat und den 

Folgen für das Opfer bestätigt. Die von ihm signalisierte Betroffenheit über das 

Leid des Opfers wirke auf die r-

s-

gesamt emotional stärker durch die Folgen der Tat für ihn und seine Familie als 

durch die Folgen für das Opfer betroffen erschien . Ein tiefergehendes Mitge-

fühl für das Opfer sei trotz verbaler Bekundung wenig spürbar gewesen. Diese 

Einschätzung decke sich mit einem Bericht der JVA Bruchsal vom 08.02.2011, 

rde, und dem 

Eindruck, den der Kläger beim erstinstanzlichen Gericht hinterlassen habe. Das 

Verwaltungsgericht habe sich immerhin zu der deutlichen Formulierung veran-
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lasst gesehen n-

falls in nicht ausreichendem Maße, auseinandergesetzt hat und die Tat eine 

hohe Bereitschaft für eine im Heimatland des Klägers in bestimmten Bereichen 

Mit anderen Worten: Wenn sich der Kläger in einer vergleichbaren Situation 

wiederfinde, in der jemand der Wahrheit auf die Sprünge helfen wolle, sei nach 

wie vor keine ethische Schranke bei ihm installiert, die ihn davor bewahre mit-

zumachen. Das Gutachten vom 24.09.2011 werte zwar zugunsten des Klägers, 

dass den situativen Faktoren ein wesentliches Gewicht am Zustandekommen 

der Tat zugekommen sei. Es liefere aber nicht den geringsten neuen Anhalts-

punkt dafür, dass sich der Kläger das nächste Mal der Gruppendynamik ent-

ziehen oder gar widersetzen würde, wenn Gewalt ins Spiel komme. Aus diesen 

Gründen bestehe keine Veranlassung, von der aufgrund der mündlichen Ver-

handlung in erster Instanz gewonnenen und vom Verwaltungsgericht zutreffend 

begründeten Einschätzung Abstand zu nehmen.  

 

Auf einen Antrag des Klägers hat der Senat mit Beschluss vom 11.08.2011 

- 11 S 2027/11 - die Fortdauer der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen 

den Bescheid des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 22.10.2010 angeord-

net.  

 

In einem Bericht der Bewährungshelferin vom 24.07.2012 sowie einem ergän-

zenden Schreiben vom 25.09.2012 wird dargelegt: Insgesamt sei in dem bishe-

rigen Bewährungsverlauf nichts zu beanstanden. Der Kläger habe sich -

 zunächst vergeblich - intensiv um einen Arbeitsplatz bemüht. Mit Hilfe eines 

Rechtsanwalts sei es ihm gelungen, seinen Führerschein der Klasse 3 wieder 

zu erlangen. Insgesamt sei es dem Kläger nach der Haftentlassung nicht gut 

gegangen, er habe noch sehr unter den Nachwirkungen gelitten und  sei durch 

seinen behandelnden Arzt wegen Depressionen medikamentös behandelt wor-

den. Am 25.05.2012 habe er sich wegen starker Schmerzen ins Krankenhaus 

begeben müssen. Nach mehreren Untersuchungen seien ihm am 21.06.2012 

stationär mehrere Nierensteine entfernt worden. Er habe sich wirklich bemüht, 

Seit dem 24.07.2012 sei 

er als Fahrer beschäftigt; er verdiene monatlich etwa 1.000,-- EUR. Er hätte die 
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Möglichkeit, einen Kiosk in Karlsruhe-Durlach zu übernehmen; seine Ehefrau 

würde dann mit ihm zusammenarbeiten.  

 

Dem Senat liegen die Akten des Regierungspräsidiums Karlsruhe über das 

Ausweisungsverfahren (2 Hefte), die ausländerrechtlichen Akten des Landrats-

amts Karlsruhe bezüglich des Klägers (2 Hefte), seiner Ehefrau (1 Heft) und 

der ältesten Tochter (1 Heft), die Gefangenenpersonalakten der JVA Bruchsal 

(1 Heft), die Strafakten betreffend das Urteil des Landgerichts Karlsruhe vom 

30.06.2009 - 3 KLs 110 Js 41778/08 -  (8 Hefte) sowie das Bewährungsheft 

des Landgerichts Karlsruhe - 15 BWL 213/11 - vor. Diese sind ebenso wie die 

Akten über das Klageverfahren beim Verwaltungsgerichts Karlsruhe - 4 K 

3079/10 -, über das vorliegende Berufungsverfahren - 11 S 1470/11 - und über 

das Verfahren auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes - 11 S 2027/11 -

Gegenstand der mündlichen Verhandlung gewesen; hierauf wird ergänzend 

Bezug genommen.  

 

Entscheidungsgründe 

 

Die nach Zulassung durch den Senat statthafte und auch im Übrigen zulässige, 

insbesondere fristgerecht und ordnungsgemäß begründete (§ 124a Abs. 6 und 

Abs. 3 Satz 4 VwGO) Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts 

Karlsruhe vom 02.03.2011 hat Erfolg. Die Anfechtungsklage des Klägers gegen 

den Bescheid des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 22.10.2010 ist zum 

maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung vor dem Senat (vgl. 

BVerwG, Urteile vom 15.11.2007 - 1 C 45.06 - InfAuslR 2008, 156, und vom 

10.07.2012 - 1 C 19.11 - juris) begründet. Die darin unter Ziffer 1 verfügte 

Ausweisung und die Abschiebungsandrohung unter Ziffern 2 und 3 sind 

rechtswidrig und verletzen dadurch den Kläger in seinen Rechten (vgl. § 113 

Abs. 1 Satz 1 VwGO). Einer Entscheidung über den vom Kläger im Berufungs-

verfahren lediglich hilfsweise gestellten Antrag auf Verpflichtung des beklagten 

Landes zur Befristung der in § 11 Abs. 1 Satz 1 und 2 bezeichneten Wirkungen 

der Ausweisung "auf sofort" (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 - 1 C 

19.11 - a.a.O.) bedarf es daher nicht. 
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I. Die auf §§ 53 Nr. 1, 56 Abs. 1, 55 AufenthG beruhende (dazu unter 1. und 2.) 

Ausweisung des Klägers, die hier im Ermessen des beklagten Landes steht 

(3.), ist mit Blick auf Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 8 Abs. 1 EMRK wegen Versto-

ßes gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz rechtswidrig (4.).  

 

1. Maßgebliche Rechtsgrundlage sind die §§ 53 Nr. 1, 56 Abs. 1, 55 AufenthG.  

 

Insbesondere sind nicht etwa allein wegen des Umstands, dass die Ehefrau 

und die Kinder des Klägers deutsche Staatsangehörige sind, besondere uni-

onsrechtliche Anforderungen zu beachten (vgl. hierzu EuGH, Urteile vom 

05.05.2011 - Rs. C-434/09, McCarthy - InfAuslR 2011, 268, und vom 

15.11.2011 - Rs. C-256/11, Dereci - InfAuslR 2012, 47; Senatsurteil vom 

07.12.2011 - 11 S 897/11 - NVwZ-RR 2012, 412).  

 

Eine nur beschränkte Anwendbarkeit der Regelungen der §§ 53 ff. AufenthG 

folgt hier auch nicht aus dem Beschluss Nr. 1/80 des Assoziationsrats 

EWG/Türkei über die Entwicklung der Assoziation (im Folgenden: ARB 1/80; 

vgl. insbesondere Art. 14 ARB 1/80). Eine Rechtsstellung nach Art. 7 ARB 1/80 

hat der Kläger nicht erworben, weil seine Ehefrau vor Ablauf von drei Jahren 

nach Zuzug des Klägers eingebürgert wurde und die türkische Staatsangehö-

rigkeit aufgegeben hat (vgl. dazu Renner, AuslR, 9. Aufl. 2011, § 4 Rn. 156 

m.w.N.). Ob er jemals die Voraussetzungen des - hier allein in Betracht kom-

menden - 2. Spiegelstrichs des Art. 6 Abs. 1 ARB 1/80 erfüllt hat, kann offen 

bleiben. Denn er hat eine eventuelle Rechtsstellung nach Art. 6 Abs. 1 ARB 

1/80 durch die spätere Aufnahme selbstständiger Tätigkeiten, zuletzt den Be-

trieb des Wettbüros - aufgrund dessen der Kläger jedenfalls dem Arbeitsmarkt 

auf unabsehbare Zeit nicht mehr zur Verfügung stand - verloren (streitig, eben-

so: Hess. VGH, Urteil vom 09.02.2004 - 12 TG 3548/03 - InfAuslR 2004, 230; 

Bayer. VGH, Urteil vom 26.03.2007 - 24 BV 03.2091 - juris; vgl. auch VGH 

Bad.-Württ., Urteil vom 18.10.2006 - 13 S 192/06 - InfAuslR 2007, 49; a.A. VG 

Stuttgart, Urteil vom 23.05.2011 - 11 K 2967/10 - juris; vgl. zum Streitstand GK-

AufenthG, Stand: September 2012, IX - 1 Art. 6 Rn. 238 f.; Hailbronner, AuslR, 

Stand: August 2012, D 5.1, Art. 6 ARB 1/80 Rn. 46). Letztlich kommt es aber 

auf diese Frage hier nicht an. Folge einer assoziationsrechtlichen Rechtsstel-
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lung des Klägers wäre ein erhöhter Ausweisungsschutz (vgl. Art. 14 Abs. 1 

ARB 1/80; Senatsurteil vom 16.04.2012 - 11 S 4/12 - juris m.w.N.). Wie sich 

aus dem Folgenden ergibt, erweist sich die Ausweisung auch dann als rechts-

widrig und ist daher aufzuheben, wenn ihm dieser nicht zukäme. 

  

2. Allerdings sind die Tatbestandsvoraussetzungen einer "Ist-Ausweisung" 

nach § 53 Nr. 1 AufenthG gegeben. Danach wird ein Ausländer unter anderem 

dann ausgewiesen, wenn er wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Strafta-

ten rechtskräftig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens drei 

Jahren verurteilt worden ist. Das ist hier wegen der Verurteilung des Klägers 

durch das Landgericht Karlsruhe vom 30.06.2009 wegen Geiselnahme in Tat-

einheit mit gefährlicher Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von drei Jah-

ren und sechs Monaten der Fall.  

 

3. Trotz Erfüllung des an sich zwingenden Ausweisungsgrundes des § 53 Nr. 1 

AufenthG steht die Ausweisung des Klägers jedoch im Ermessen und ist des-

halb nach § 55 AufenthG zu beurteilen. Der Kläger genießt unstreitig gemäß 

§ 56 Abs. 1 Satz 1 AufenthG besonderen Ausweisungsschutz (a). Er darf daher 

gemäß § 56 Abs. 1 Satz 2 AufenthG nur aus schwerwiegenden Gründen der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgewiesen werden. Solche liegen ge-

mäß § 56 Abs. 1 Satz 3 AufenthG in der Regel in den Fällen der §§ 53 und 54 

Nr. 5 bis 5b und 7 AufenthG, also auch hier, vor. Diesbezüglich ist auch nicht 

vom Vorliegen eines Ausnahmefalls auszugehen (b). Hier ist aber eine Aus-

nahme von der "Regelrechtsfolge" des § 56 Abs. 1 Satz 4 AufenthG geboten, 

wonach der betreffende Ausländer bei Vorliegen der Voraussetzungen des 

§ 53 AufenthG "in der Regel" ausgewiesen wird. Über seine Ausweisung ist 

daher nach Ermessen zu entscheiden (c). 

 

a) § 56 Abs. 1 AufenthG ist aus zwei Gründen anzuwenden: Zum einen besitzt 

der Kläger eine Niederlassungserlaubnis und hält sich seit mehr als fünf Jahren 

rechtmäßig im Bundesgebiet auf (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AufenthG), zum an-

deren lebt er mit deutschen Familienangehörigen - seiner Ehefrau und seinen 

Kindern - in familiärer Lebensgemeinschaft (§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Auf-

enthG).  
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b) Der danach für eine Ausweisung des Klägers erforderliche schwerwiegende 

Grund der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Sinne des § 56 Abs. 1 

Satz 2 und 3 AufenthG ist gegeben. 

 

Nach § 56 Abs. 1 Satz 3 AufenthG liegen schwerwiegende Gründe der öffentl i-

chen Sicherheit und Ordnung in der Regel in den Fällen der §§ 53 und 54 

Nr. 5, 5 bis 5b und 7 AufenthG vor. Diese gesetzliche Vermutung beruht da-

rauf, dass bei Verwirklichung der genannten Ausweisungstatbestände rege l-

mäßig das öffentliche Interesse an der Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung die Ausweisung des Ausländers erfordert und der vom Gesetz 

bezweckte Schutz des Ausländers dahinter zurückzutreten hat. Die Regelung 

enthält allerdings keine Automatik, sondern erfordert eine individuelle Prüfung 

im jeweiligen Einzelfall, ob nicht Besonderheiten vorliegen, die den an sich 

schwerwiegenden Ausweisungsanlass - hier des § 53 AufenthG - als weniger 

gewichtig erscheinen lassen. Davon ist auszugehen, wenn im konkreten Fall 

weder die spezial- noch die generalpräventiven Ausweisungszwecke des be-

treffenden Ausweisungstatbestands in dem erforderlichen Ausmaß vorliegen 

(vgl. zum Ganzen BVerwG, Urteil vom 14.02.2012 - 1 C 7.11 - InfAuslR 2012, 

255, m.w.N.; vgl. auch Senatsurteil vom 04.05.2011 - 11 S 207/11 - InfAuslR 

2011, 291; VGH Bad.-Württ., Urteil vom 02.07.2001 - 13 S 2326/99 - InfAuslR 

2002, 72).  

 

Im Falle des Klägers ist zwar nicht mit Blick auf den spezialpräventiven Aus-

weisungszweck (aa), aber vor dem Hintergrund der zulässigen generalpräven-

tiven Erwägungen ein schwerwiegender Ausweisungsgrund (bb) zu bejahen. 

 

aa) Zum maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung kann nicht  

(mehr) davon ausgegangen werden, dass vom Kläger die Gefahr der Wieder-

holung erheblicher Straftaten ausgeht. Die Ausweisung kann daher nicht mehr 

auf spezialpräventive Gründe gestützt werden.  

 

Allerdings ist der Ausweisungsanlass - die vom Kläger begangene Straftat der 

Geiselnahme in Tateinheit mit gefährlicher Körperverletzung - besonders gra-

vierend. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteile 
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vom 04.10.2012 - 1 C 13.11 - juris, vom 10.07.2012 - 1 C 19.11 - juris, vom 

02.09.2009 - 1 C 2.09 - InfAuslR 2010, 3, und vom 03.08.2004 - 1 C 30.02 -

InfAuslR 2005, 18), der sich der Senat anschließt (einschränkend noch Se-

natsurteile vom 10.02.2012 - 11 S 1361/11 - NVwZ-RR 2012, 492, und vom 

04.05.2011 - 11 S 207/11 - InfAuslR 2011, 291), gelten bei Straftaten mit einer 

hervorgehobenen Bedeutung für die im Rahmen tatrichterlicher Prognose fest-

zustellende Wiederholungsgefahr eher geringere Anforderungen. In den Fällen 

der §§ 53 und 54 Nr. 5 bis 5b und 7 AufenthG besteht auch eine gesetzliche 

Vermutung des Vorliegens eines schwerwiegenden Ausweisungsgrundes in 

§ 56 Abs. 1 Satz 3 AufenthG. Selbst wenn man danach einem differenzierten 

Wahrscheinlichkeitsmaßstab folgt, bedeutet dies aber nicht, dass bei hochran-

gigen Rechtsgütern bereits jede auch nur entfernte Möglichkeit eine Wiederho-

lungsgefahr begründet (BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 - 1 C 19.11 - a.a.O. 

m.w.N.). Dies gilt nicht nur bei der Prüfung der Wiederholungsgefahr bei Asso-

ziationsberechtigten oder Unionsbürgern, sondern jedenfalls auch bei Auslän-

dern, denen besonderer Ausweisungsschutz nach § 56 Abs. 1 AufenthG zu-

steht. Auch in diesen Fällen müssen Anhaltspunkte dafür bestehen, dass in 

Zukunft eine schwere Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 

durch neue Verfehlungen des Ausländers ernsthaft droht und damit von dem 

Betreffenden eine bedeutsame Gefahr für ein wichtiges Schutzgut ausgeht. 

Lässt sich die Begehung weiterer Straftaten lediglich nicht ausschließen, ist 

eine dem besonderen Ausweisungsschutz Rechnung tragende erhöhte Gefähr-

dung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung noch nicht gegeben, so dass 

auch der Ausweisungsgrund nicht schwer wiegt (vgl. BVerwG, Urteil vom 

10.07.2012 - 1 C 19.11 - a.a.O., sowie - zu den entsprechenden Vorgängerre-

gelungen des § 47 Abs. 1 AuslG 1990 bzw. § 11 Abs. 1 AuslG 1965 - Urteile 

vom 31.08.2004 - 1 C 25.03 - InfAuslR 2005, 49, vom 11.06.1996 - 1 C 24.94 -

InfAuslR 1997, 8, und vom 17.01.1989 - 1 C 46.86 - InfAuslR 1989, 152; Be-

schluss vom 10.02.1995 - 1 B 221.04 - InfAuslR 1995, 273, m.w.N.).  

 

Der Senat ist aufgrund der vorliegenden Akten und Unterlagen, insbesondere 

des von der Strafvollstreckungskammer im Verfahren auf Aussetzung der Rest-

strafe eingeholten, nachvollziehbaren und überzeugenden kriminalprognost i-

schen Gutachtens vom 24.09.2011, sowie aufgrund der Anhörung des Klägers 
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in der mündlichen Verhandlung zu der Überzeugung gelangt, dass von diesem 

keine nennenswerte Gefahr der Wiederholung von entsprechenden Straftaten 

(mehr) ausgeht.  

 

Zu Lasten des Klägers sind in diesem Zusammenhang allerdings zunächst ne-

ben der Schwere des begangenen Delikts die konkreten Tatumstände zu be-

rücksichtigen. Das Regierungspräsidium Karlsruhe hat in dem angefochtenen 

Bescheid zu Recht darauf hingewiesen, dass der Kläger zwar nicht der Haupt-

täter war, er jedoch als Inhaber des Wettbüros eine besondere Verantwortung 

für das Geschehen trug, und dass er über einen Zeitraum von über dreieinhalb 

Stunden an der Geiselnahme mitgewirkt hat, bei welcher durch eine men-

schenunwürdige Befragung unter Anwendung und Androhung von Gewalt der 

Versuch unternommen wurde, von der Angestellten N.G. ein Geständnis für 

den vermeintlich von dieser bzw. deren Freund begangenen Einbruch zu erha l-

ten. Der Kläger war dabei auch nicht etwa nur passiv beteiligt, sondern unter-

stützte seine Mittäter aktiv. Bereits am Vorabend der Tat war verabredet wor-

den, N.G. Ohrfeigen zu versetzen. Zwar nahm der Haupttäter B A. die Schreck-

schusspistole ohne Wissen der anderen mit. Zum einen schritten sie aber nicht 

gegen B.A. ein, welcher den Eindruck erweckte, N.G. erschießen zu wollen. 

Zum anderen nutzten sie die dadurch bei N.G. entstandene Todesangst in der 

Folge weiter aus bei ihren Bemühungen, ein Geständnis zu erzwingen, und 

hielten diese aufrecht. Der Kläger hatte außerdem die Kellertür selbst ver-

schlossen und versperrte mit seinen Füßen den Ausgang, so dass das Opfer 

keine Chance hatte, den Keller zu verlassen. Er beteiligte sich aktiv an Vorha l-

tungen und an den Forderungen, die Tat einzuräumen, wenngleich weniger in-

tensiv als die Mitangeklagten B.A., Y.K. und E.G. Nachdem N.G. bereits mit der 

Schreckschusswaffe bedroht worden war und Todesangst litt, schaltete er auf 

Aufforderung des Haupttäters B.A. das Licht aus, so dass eine noch bedrohl i-

chere Atmosphäre entstand. Später schlug er dem Haupttäter auf  Türkisch vor, 

N.G. mit der Behauptung zusätzlich unter Druck zu setzen, man habe zwi-

schenzeitlich ihren Freund mit einem Baseballschlager "zusammengeschla-

gen", woraufhin dieser gestanden hätte. Nachdem B.A. den Keller verlassen 

hatte, befragten der Kläger, Y.K. und T.K. das Opfer N.G. zunächst weiter, be-

vor sie diese freiließen. Der Kläger nahm damit massive körperliche und psy-
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chische Schädigungen der N.G. billigend in Kauf. Wenn auch er und die ver-

bliebenen Mittäter in der Folge von einer weiteren Tatausführung absahen, 

weshalb das Strafgericht von einer tätigen Reue ausgegangen ist, teilt der Se-

nat die Einschätzung des Regierungspräsidiums, dass die Tat und die Tatum-

stände für ein erhebliches Maß an krimineller Energie des Klägers sprechen. 

Es handelt sich um eine besonders gravierende und mit einer erschreckenden 

Härte und Mitleidlosigkeit begangene Straftat.  

 

Der Kläger hat sich zudem, abgesehen von mehreren Gesprächen mit einem 

Psychologen in der Justizvollzugsanstalt, nicht mit professioneller Hilfe mit der 

Tat und den Auswirkungen für das Opfer auseinandergesetzt. An der Tiefe der 

von ihm in der Vergangenheit in Gesprächen geäußerten Betroffenheit über 

das Geschehen sind nicht nur in den ersten Stellungnahmen der Justizvoll-

zugsanstalt, sondern auch in dem kriminalprognostischen Gutachten vom 

24.09.2011 Zweifel geäußert worden. In dem Gutachten heißt es, es bestehe 

der Eindruck, dass der Kläger insgesamt emotional stärker durch die Folgen 

der Tat für ihn und seine Familie als durch die Folgen für das Opfer betroffen 

sei. Auch habe er seinen eigenen Tatbeitrag im Rahmen der Begutachtung 

tendenziell eher heruntergespielt. Es hätten sich somit keine Hinweise für e ine 

tiefergehende innere Auseinandersetzung mit der Tat, respektive mit dem e i-

genen Beitrag zum Tatgeschehen, gefunden. So habe dieser nicht plausibel 

und nachvollziehbar darlegen können, weshalb er sich in keiner erkennbaren 

Weise für das Opfer eingesetzt habe, obgleich er das Handeln seiner Mittäter 

missbilligt haben wolle. Die von ihm angeführte Begründung, dass er Angst da-

vor gehabt hätte, der Mittäter B.A. könnte die Waffe gegen ihn selbst einset-

zen, erscheine insgesamt wenig plausibel. Die fehlende Auseinandersetzung 

mit der Straftat und den in der eigenen Person liegenden diesbezüglich rele-

vanten Einstellungen und Motiven wird von den Gutachtern daher in prognost i-

scher Hinsicht als ungünstiger Faktor gewertet. Tatsächlich hat der Kläger 

auch in der mündlichen Verhandlung nicht nachvollziehbar erklären können, 

wie es so weit hat kommen können, vor allem, warum er nicht irgendwann ein-

geschritten ist. Offensichtlich kann er sich das bis heute selbst nicht erklären. 

Den Angaben des Klägers in der mündlichen Verhandlung ließ sich aber e ine 

- glaubhafte - starke Betroffenheit und Reue entnehmen. Dies wurde unter an-
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derem deutlich, als er erläuterte, dass er sich vorgestellt habe, das Opfer wä-

ren seine Ehefrau oder seine Tochter gewesen, und dass ihm klar geworden 

sei, welche Folgen die Tat für N.G. habe. Abgesehen von dem bereits entrich-

teten Schmerzensgeld für N.G. würde er gerne alles unternehmen, damit es ihr 

besser gehe.  

 

Selbst wenn sich danach bis heute letztlich nicht erklären lässt, wie es zu einer 

solchen Straftat hat kommen können, und eine erschöpfende Auseinanderset-

zung mit der Tat fehlt, besteht beim Kläger nicht die Gefahr einer Wiederholung 

erheblicher Straftaten. Dabei ist zunächst zu bedenken, dass die Straftat inzwi-

schen fast vier Jahre zurückliegt. Der Kläger war über drei Jahre lang in Unte r-

suchungs- und Strafhaft, welche ihn erkennbar tief beeindruckt hat. Zuvor hat 

er sich - abgesehen von einem nicht einschlägigen und nicht mehr zu berück-

sichtigenden Straßenverkehrsdelikt im Jahr 1998 - über 10 Jahre lang straffrei 

und bis zur Übernahme des Wettbüros - dessen Beschäftige allerdings nicht 

alle ordnungsgemäß angemeldet gewesen seien - ohne Beanstandungen in 

Deutschland aufgehalten. Nach dem Gutachten vom 24.09.2011 finden sich 

keine Hinweise für Berührungspunkte mit "spezifisch delinquenznahem Milieu" 

und auch keine Hinweise für eine tiefer in der Persönlichkeit des Klägers ver-

ankerte delinquente Neigung, etwa eine dissoziale Akzentuierung in seiner 

Persönlichkeit. Anhaltspunkte für eine Sucht oder eine Bindung an ein entspre-

chendes Milieu liegen nicht vor. Vor allem lebte und lebt er in einer stabilen 

partnerschaftlichen Beziehung. Die Gutachter bescheinigen ihm, dass die von 

ihm bekundeten Sorgen um die Entwicklung der Familie und der Kinder nach-

vollziehbar und glaubhaft sind. In der mündlichen Verhandlung wurde deutlich, 

dass der Kläger tatsächlich einen starken Rückhalt durch seine Familie und 

weitere Verwandte hat. In Deutschland leben noch zwei seiner Brüder. Mit se i-

ner Frau und seinen Kindern besucht er oft die Familie seiner Ehefrau, das 

heißt deren Eltern und Geschwister, oder einen seiner beiden Brüder, der 

ebenfalls in der Nähe wohnt. Seine Ehefrau, er und die Kinder unternehmen 

am Wochenende gemeinsame Ausflüge. Sie begleiten den Sohn, der Handball 

in der Verbandsliga spielt, zu dessen Spielen, gehen auf den Jahrmarkt, ins 

Kino, auf Messen oder zu Verwandtenbesuchen. Der Kläger ist dafür zustän-

dig, seinen Kindern bei Hausaufgaben im Fach Mathematik zu helfen. Er hat 
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glaubhaft erklärt, dass er sich jetzt nur noch um seine Familie kümmern wolle. 

Zu den früheren Mittätern oder deren Umfeld hat der Kläger keinerlei Kontakt 

mehr. Die danach bestehenden starken Bindungen des Klägers an seine Fami-

lie und sein soziales Umfeld wertet der Senat, ebenso wie die Gutachter, als 

prognostisch günstige Kriterien. Vor diesem Hintergrund erscheint die Befürch-

tung des Regierungspräsidiums, der Kläger könnte erneut in eine Situation ge-

raten, in welcher besondere "situative Faktoren" wie die im kriminalprognost i-

schen Gutachten beschriebenen - etwa das Eingebundensein in eine Täter-

gruppe mit freundschaftlichen Beziehungen und Loyalitäten und die Unterord-

nung unter eine dominant auftretende Persönlichkeit - zu einer ähnlichen Straf-

tat mit Gewaltanwendung führen könnten, fernliegend.  

 

Soweit in den Stellungnahmen der Justizvollzugsanstalt mehrmals darauf hin-

gewiesen wird, dass der Kläger versuche, eigene Anliegen hartnäckig durchzu-

setzen, lässt dies keinen negativen Schluss bezüglich der Gefahr der Wieder-

holung weiterer Straftaten zu. Jedenfalls wurden während seiner Haftzeit ge-

gen ihn keine Disziplinarmaßnehmen verhängt und er arbeitete ohne Bean-

standungen in Betrieben der Justizvollzugsanstalt. Zudem nahm er an e inem 

Deutschkurs teil. Auch die Gutachter betonen, dass der Umstand, dass der 

Kläger seine eigenen Wünsche und Bedürfnisse jeweils mit einem gewissen 

Nachdruck vorgetragen haben solle, nicht als prognoserelevanter Faktor ver-

wertet werden könne. Sie kommen daher in ihrer zusammenfassenden Beurte i-

lung zu dem Ergebnis, dass die weitgehend fehlende innere Auseinanderset-

zung des Klägers mit der Tat der einzige prognostisch ungünstige Faktor sei, 

welcher zusätzlich dadurch relativiert werde, dass die Tat nicht in hohem Maße 

in der Persönlichkeitsstruktur des Klägers verankert erscheine, sondern eng 

mit spezifischen situativen Konstellationen verknüpft gewesen sei. Die prog-

nostisch günstigen Faktoren überwögen im Vergleich deutlich. In der Gesamt-

würdigung sei somit trotz der mangelnden inneren Auseinandersetzung mit der 

Tat nicht mehr davon auszugehen, dass beim Kläger dessen durch die Tat zu-

tage getretene Gefährlichkeit fortbestehe.  

 

Dieser Beurteilung schließt sich der Senat an. Die Einschätzung der Gutachter 

wurde auch von der Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Karlsruhe im 
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Beschluss über die Aussetzung der Reststrafe vom 21.12.2011 geteilt. Selbst 

wenn man davon ausgeht, dass entsprechenden strafgerichtlichen Entsche i-

dungen wegen der unterschiedlichen Maßstäbe und Prognosezeitpunkte nur 

eingeschränkte Bedeutung bei der im Ausweisungsverfahren zu treffenden 

Prognoseentscheidung zukommt (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 02.09.2009 

- 1 C 2.09 - InfAuslR 2010, 3; weitergehend allerdings bei Assoziationsberech-

tigten: Senatsurteil vom 07.03.2012 - 11 S 3269/11 - InfAuslR 2012, 203), so 

ist die Entscheidung des Landgerichts Karlsruhe hier jedenfalls als wesentli-

ches Indiz zu berücksichtigen. Die Strafvollstreckungskammer ist nach Einho-

lung des kriminalprognostischen Gutachtens vom 24.09.2011 zum Ergebnis 

gekommen, dass eine vorzeitige Entlassung aus dem Strafvollzug verantwortet 

werden könne. Sie hat zur Begründung ebenfalls darauf verwiesen, dass der 

Kläger bis zu der Geiselnahme strafrechtlich nicht in Erscheinung getreten sei 

und ein sozial voll integriertes Leben geführt habe. Der Anteil des Klägers an 

der verurteilten Straftat stelle sich, gerade bei den Gewalttätigkeiten, eher als 

gering dar. Der psychiatrische Sachverständige habe ausgeführt, die Tatsache, 

dass sich der Kläger mit der Tat allenfalls ansatzweise auseinandergesetzt ha-

be, sei zwar als ungünstig zu beurteilen, im Hinblick auf die spezifische situati-

ve Konstellation bei der Tat und die im Übrigen festgestellte Eingebundenheit 

des Klägers seien aber mit hoher Wahrscheinlichkeit keine entsprechenden 

Taten zu erwarten. Der Kläger selbst habe in der mündlichen Anhörung auf die 

Strafvollstreckungskammer einen überaus positiven Eindruck gemacht. Sie sei 

daher davon überzeugt, dass es ihm mit der Hilfe und der Aufsicht eines Be-

währungshelfers gelingen werden, künftig ein straffreies Leben zu führen, zu-

mal er dabei sei, sich in einer anderen Berufssparte zu etablieren.  

 

Zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung sind zudem weitere Umstände ge-

geben, die eine günstige Prognose rechtfertigen. Der Kläger hat sich seit der 

Entscheidung der Strafvollstreckungskammer und der Haftentlassung vor fast 

einem Jahr weiter bewährt. Er hat keine Schulden mehr. Weil er zunächst 

Probleme hatte, eine bereits bestehende Fahrerlaubnis für LKW mit einem Ge-

samtgewicht von über 7,5 t ausgestellt zu bekommen, gelang es ihm zwar nicht 

sofort nach der Haftentlassung, eine Arbeitsstelle zu finden. Seit Juli 2012 ist 

er aber als Fahrer bei einer Firma in Karlsruhe angestellt. In einem Schreiben 



- 24 - 

der Firma vom 28.09.2012 wird bestätigt, dass dieser gewissenhaft, zuverläs-

sig und pünktlich sei; an einer Weiterbeschäftigung bestehe Interesse. Die Be-

währungshelferin des Klägers äußert sich in einem Bericht vom 24.07.2012 

insgesamt ebenfalls positiv. Sie bestätigt, dass sich der Kläger intensiv um e i-

nen Arbeitsplatz bemüht, diesen wegen der Probleme mit dem Führerschein 

aber zunächst nicht erhalten habe. Nach der Haftentlassung sei es ihm zu-

nächst gesundheitlich nicht gut gegangen, er sei wegen einer Depression ärzt-

lich behandelt worden und habe im Mai und Juni wegen Nierenschmerzen und 

Nierensteinen stationär behandelt werden müssen. An dem bisherigen Bewäh-

rungsverlauf sei insgesamt nichts zu beanstanden, der Kläger halte vereinbarte 

Termine regelmäßig ein, spreche bei auftauchenden Problemen auch ohne 

Termin vor. Zur Zeit genügt der Verdienst des Klägers - seinen Angaben in der 

mündlichen Verhandlung nach inzwischen in Höhe von 800,- bis 1.200,-- EUR 

netto monatlich - zwar noch nicht zum Lebensunterhalt der Familie. Er und sei-

ne Ehefrau haben jedoch konkrete Pläne, mit Hilfe einer selbstständigen Tätig-

keit wieder ohne staatliche Unterstützungen leben zu können. Der Kläger ist 

weiter nicht nur in seine eigene "Kernfamilie" eingebunden, sondern hat zudem 

regelmäßigen Kontakt zu seinen Schwiegereltern, seinem Bruder und anderen 

Verwandten.  

 

bb) Wenn danach auch davon auszugehen ist, dass mit Blick auf die spezial-

präventiven Gesichtspunkte ein atypischer Sachverhalt vorliegt, mithin kein 

Regelfall des § 56 Abs. 1 Satz 4 AufenthG gegeben ist, ist aber das Vorliegen 

eines schwerwiegenden Ausweisungsgrundes bezüglich der vom beklagten 

Land angeführten generalpräventiven Gesichtspunkte zu bejahen.  

 

Generalpräventiv motivierte Ausweisungen können - ausnahmsweise - auch bei 

Ausländern zulässig sein, denen besonderer Ausweisungsschutz nach § 56 

Abs. 1 AufenthG zukommt, wenn eine besonders schwerwiegende Straftat vor-

liegt und deshalb ein dringendes Bedürfnis daran besteht, über eine strafrecht-

liche Sanktion hinaus durch eine Ausweisung andere Ausländer von Straftaten 

ähnlicher Art und Schwere abzuhalten (BVerwG, Urteile 14.02.2012 - 1 C 

7.11 - InfAuslR 2012, 255, vom 31.08.2004 - 1 C 25.03 - InfAuslR 2005, 49, 

und vom 11.06.1996 - 1 C 24.94 - InfAuslR 1997, 8). Bei der Entscheidung sind 
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alle wesentlichen Umstände des Einzelfalls in die Beurteilung einzubeziehen. 

Das Gewicht der Straftat ist nicht abstrakt, sondern konkret nach den Umstän-

den der Tatbegehung zu bestimmen (vgl. BVerwG, Urteil vom 11.06.1996 - 1 C 

24.94 - a.a.O.).  

 

Nach diesen Grundsätzen kann die Ausweisung hier wegen der Art und Schwe-

re der Straftat - der Geiselnahme in Tateinheit mit gefährlicher Körperverlet-

zung - und der geschilderten konkreten, sich über mehrere Stunden hinziehen-

den Tatausführung auf generalpräventive Erwägungen gestützt werden. Eine 

abschreckende Wirkung erscheint auch mit Blick darauf wichtig, dass es sich 

um einen Fall von besonders skrupelloser "Selbstjustiz" gehandelt hat. Schließ-

lich war der Einbruch in das Wettbüro des Klägers vom 29.11.2008 bereits bei 

der Polizei angezeigt worden. Nach Bekanntwerden der Umstände, die aus 

Sicht des Klägers und der Mitangeklagten für eine Täterschaft der Angestellten 

N.G. bzw. ihres Freundes sprachen, hatte Y.K. noch am selben Abend die Pol i-

zei auch darüber informiert. Ausweislich der Feststellungen im Strafurteil vom 

30.06.2009 hatte der Polizeibeamte, welcher aufgrund der vagen Verdächti-

gungen keinen Grund gesehen hatte, umgehend einzuschreiten, Y.K ausdrück-

lich davor gewarnt, eigene Aktionen zu unternehmen. Dies hatte Y.K dem Klä-

ger berichtet. Trotzdem verabredeten Y.K., der Kläger und die weiteren Mittä-

ter, N.G. zur Rede zu stellen, um - gegebenenfalls mit Hilfe von Ohrfeigen - ein 

Geständnis zu erzwingen, und begingen am nächsten Morgen die Straftat.  

 

c) Ist der die Ausweisung tragende Grund somit hinsichtlich der generalpräven-

tiven Gesichtspunkte schwerwiegend, so ist der Kläger an sich gemäß § 56 

Abs. 1 Satz 4 AufenthG in der Regel auszuweisen, weil er den Ausweisungs-

tatbestand des § 53 Nr. 1 AufenthG verwirklicht hat. Das Regierungspräsidium 

hat insoweit wegen der bestehenden familiären Lebensgemeinschaft des Klä-

gers mit seiner deutschen Ehefrau und den vier deutschen Kindern allerdings 

zu Recht einen Ausnahmefall angenommen, der eine Abweichung von dieser 

Regel gebietet, und nach Ermessen entschieden.  

 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Urteil vom 

23.10.2007 - 1 C 10.07 - InfAuslR 2008, 116, m.w.N.) ist von einem die Regel 
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durchbrechenden Ausnahmefall bereits dann auszugehen, wenn durch höher-

rangiges Recht oder Vorschriften der Europäischen Menschenrechtskonvention 

geschützte Belange des Ausländers eine Einzelfallwürdigung unter Berücksich-

tigung der Gesamtumstände des Falls erfordern. Es kann offen bleiben, ob dies 

bereits dann anzunehmen ist, wenn der Schutzbereich der betroffenen Grund-

rechte bzw. Menschenrechte, hier Art. 6 und Art. 2 GG bzw. Art. 8 EMRK, le-

diglich berührt ist oder ob bereits in diesem Zusammenhang die Feststellung 

eines qualifizierten Eingriffs erforderlich ist. Denn jedenfalls würde im Fall des 

Klägers wegen der bestehenden familiären Lebensgemeinschaft mit einer 

deutschen Ehefrau und deutschen Kindern allein durch die Herabstufung von 

der "Ist-Ausweisung" zu einer "Regelausweisung" durch § 56 Abs. 1 Satz 4  

AufenthG dem besonderen Schutz der Familie durch Art. 6 Abs. 1 GG und 

Art. 8 EMRK noch nicht hinreichend einzelfallbezogen Rechnung getragen. Im 

Rahmen der Ermessensentscheidung sind dann wesentlich konkreter und ein-

zelfallbezogener neben allen ehelichen und familiären Umständen auch andere 

gewichtige persönlichen Belange (unter dem Aspekt des durch Art. 2 Abs. 1 

GG und Art. 8 EMRK geschützten Privatlebens) zu berücksichtigen und eine 

umfassende Verhältnismäßigkeitsprüfung vorzunehmen (vgl. zu alledem auch 

BVerfG, Kammerbeschluss vom 10.08.2007 - 2 BvR 535/06 - InfAuslR 2007, 

443).  

 

4. Das danach dem Regierungspräsidium bei der Entscheidung über die Aus-

weisung zustehende und nur eingeschränkt gerichtlich überprüfbare Ermessen 

ist hier von vornherein "auf Null reduziert", weil die mit einer Ausweisung ver-

bundenen Folgen mit Blick auf die Schutzwirkungen von Art. 6 Abs. 1 GG und 

Art. 8 EMRK als unverhältnismäßig anzusehen sind. 

 

Bei der Entscheidung, ob eine im Ermessen der Ausländerbehörde stehende 

Ausweisung tatsächlich verfügt wird, sind alle Umstände des Einzelfalls zu be-

rücksichtigen, insbesondere die in § 55 Abs. 3 AufenthG aufgeführten, nämlich 

die Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts, die schutzwürdigen persönlichen, 

wirtschaftlichen und sonstigen Bindungen des Ausländers im Bundesgebiet, die 

Folgen der Ausweisung für Familienangehörige oder Lebenspartner des Aus-

länder, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten und mit ihm in familiärer 
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Lebensgemeinschaft leben, und die in § 60a Abs. 2 und 2b AufenthG genann-

ten Voraussetzungen für die Aussetzung der Abschiebung. Dabei sind der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und die Grundrechte des Betroffenen zu 

beachten, insbesondere das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 

(Art. 8 EMRK, Art. 6 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG). Liegt ein Eingriff in diese Rechte 

vor, ist ohnehin eine einzelfallbezogene Würdigung und Abwägung der für die 

Ausweisung sprechenden öffentlichen Belange und der gegenläufigen Interes-

sen des Ausländers unter Beachtung der insbesondere vom Europäischen Ge-

richtshof für Menschenrechte zu Art. 8 EMRK entwickelten Kriterien vorzuneh-

men (BVerwG, Beschluss vom 10.02.2011 - 1 B 22.10 - Buchholz 402.242 § 56 

AufenthG Nr. 5, m.w.N.; Urteil vom 22.10.2009 - 1 C 26.08 - InfAuslR 2010, 

91). Dabei sind neben allen ehelichen und familiären Umständen auch andere 

gewichtige persönliche Belange (unter dem Aspekt des durch Art. 2 Abs. 1 GG 

und Art. 8 EMRK geschützten Privatlebens) zu berücksichtigen. Gemäß Art. 8 

Abs. 2 EMRK darf eine Behörde in die Ausübung des Rechts aus Art. 8 Abs. 1 

EMRK nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich vorgesehen und in einer 

demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche 

Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der 

Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der 

Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. Die Frage, ob der 

durch eine Ausweisung bewirkte Eingriff im konkreten Einzelfall in diesem Sin-

iner Abwägung 

des öffentlichen Interesses an einer Ausweisung eines straffällig gewordenen 

Ausländers mit seinem Interesse an der Aufrechterhaltung seiner faktisch ge-

wachsenen und von Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützten privaten und familiären 

Bindungen im Bundesgebiet zu beurteilen. Nach der Rechtsprechung des Eu-

ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ist dabei von einem bestimmten, 

nicht notwendigerweise abschließenden Kriterien- und Prüfkatalog auszuge-

hen, den so genannten Boultif/Üner-Kriterien (vgl. zu den Kriterien im Einzel-

nen: EGMR, Urteile vom 02.08.2001 - Nr. 54273/00, Boultif - InfAuslR 2001, 

476, vom 18.10.2006 - Nr. 46410/99, Üner - NVwZ 2007, 1279, vom 

23.06.2008 - Nr. 1683/03, Maslov II - InfAuslR 2008, 333, vom 25.03.2010 

- Nr. 40601/05, Mutlag - InfAuslR 2010, 325, und vom 13.10.2011 

- Nr. 41548/06, Trabelsi - juris). Erweisen sich danach die rechtlichen oder tat-
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sächlichen Auswirkungen einer Ausweisung in Ansehung von Art. 6 Abs. 1 GG 

als unverhältnismäßig bzw. im Sinne des Art. 8 EMRK als "nicht notwendig", ist 

das Ermessen der Behörde mit der Folge "auf Null reduziert", dass eine Aus-

weisung des Betreffenden ausscheidet.  

 

Ausgehend von diesen Grundsätzen ist eine Ausweisung des Klägers hier un-

zulässig. Der Kläger ist bereits seit 1996 mit seiner Ehefrau verheiratet, we lche 

in Deutschland geboren ist und seit 1998 die deutsche Staatangehörigkeit be-

sitzt. Mir ihr und den vier gemeinsamen, zwischen 4 und 15 Jahre alten Kin-

dern, die ebenfalls Deutsche sind, lebt er in enger familiärer Lebensgemein-

schaft. Diesem Umstand kommt eine erhebliche und weitreichende, durch 

Art. 6 Abs. 1 GG und Art. 8 EMRK vermittelte Schutzwirkung zu, welche durch 

die deutsche Staatsangehörigkeit der Ehefrau und Kinder noch verstärkt wird 

(vgl. schon BVerwG, Urteile vom 03.05.1973 - I C 33.72 - BVerwGE 42, 133, 

vom 27.09.1978 - I C 79.76 - BVerwGE 56, 246, vom 17.01.1989 - 1 C 46.86 -

InfAuslR 1989, 159; vgl. auch auch BVerfG, Beschluss vom 18.07.1979 - 1 BvR 

650/77 - BVerfGE 51, 386; Kammerbeschlüsse vom 15.06.1993 - 2 BvR 

900/93 - InfAuslR 1994, 311, und vom 23.01.2006 - 2 BvR 1935/05 - InfAuslR 

2006, 320). Dies wird auch nicht etwa durch den Umstand relativiert, dass die 

Ehefrau früher noch die türkische Staatsangehörigkeit hatte bzw. deren Eltern 

aus dem Heimatland des Klägers stammen (vgl. VGH Bad.-Württ., Urteile vom 

04.05.2011 - 11 S 207/11 - InfAuslR 2011, 291, und vom 30.09.2009 - 13 S 

440/09 -; HessVGH, Beschluss vom 15.07.2003 - 12 TG 1484/03 - InfAuslR 

2003, 388). Insbesondere kann von der Ehefrau und den Kindern nicht verlangt 

werden, dass sie mit dem Kläger in die Türkei ausreisen. 

 

Die bestehenden tiefen Bindungen des Klägers zu seiner Familie werden be-

legt durch die vielen Besuche während seiner Haftzeit.  Wie ausgeführt, hat der 

Kläger offensichtlich ein enges und intaktes Verhältnis zu seiner Ehefrau und 

seinen Kindern. Er übernimmt die Erziehung der Kinder gemeinsam mit seiner 

Ehefrau. In Anbetracht des jungen Alters der Kinder hätte eine - wenn auch nur 

vorübergehende - Trennung  für diese ein besonderes Gewicht (vgl. zu Kindern 

in den ersten Lebensjahren BVerfG, Kammerbeschlüsse vom 23.01.2006 

- 2 BvR 1935/05 - InfAuslR 2006, 320, und vom 01.12.2008 - 2 BvR 1830/08 -
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juris). Deren Belangen könnte daher auch durch eine Befristung der in § 11 

Abs. 1 Satz 2 und 3 AufenthG genannten Wirkungen der Ausweisung auf einen 

bestimmten - nicht zu langen - Zeitraum nicht hinreichend Rechnung getragen 

werden. 

 

Auf der anderen Seite ist das öffentliche Interesse einer Ausweisung hier ge-

mindert, weil ungeachtet der Schwere der vom Kläger begangenen Straftat 

nicht mehr von einer relevanten Wiederholungsgefahr ausgegangen werden 

kann. Allein die generalpräventiven Erwägungen vermögen den mit einer Aus-

weisung verbundenen Eingriff in Art. 6 Abs. 1 GG bzw. Art. 8 Abs. 1 EMRK 

nicht zu rechtfertigen. Wie ausgeführt, ist zwar davon auszugehen, dass eine 

besonders schwerwiegende Straftat vorliegt und deshalb - grundsätzlich - ein 

dringendes Bedürfnis daran besteht, über eine strafrechtliche Sanktion hinaus 

durch Ausweisung andere Ausländer von Straftaten ähnlicher Art und Schwere 

abzuhalten (BVerwG, Urteile 14.02.2012 - 1 C 7.11 - InfAuslR 2012, 255, vom 

31.08.2004 - 1 C 25.03 - InfAuslR 2005, 49, und vom 11.06.1996 - 1 C 24.94 -

InfAuslR 1997, 8). Dieses vermag aber in Anbetracht der konkreten Umstände 

des vorliegenden Falles den Eingriff in das Schutzgebot von Art. 6 Abs. 1 GG 

bzw. das Achtungsgebots des Art. 8 Abs. 1 EMRK nicht zu rechtfertigen. Dabei 

ist von besonderer Relevanz, dass die Tat annähernd vier Jahre zurückliegt 

und der Kläger seine Strafe verbüßt hat. Auch sind die bereits im Rahmen der 

Prüfung der Wiederholungsgefahr angeführten, für den Kläger sprechenden 

weiteren Umstände zu berücksichtigen, etwa dass er sich bereits seit 1996 

rechtmäßig hier aufhält, zuvor - bis auf das Verkehrsdelikt - nie straffällig ge-

worden war, außerdem dass er sich immer bemüht hat, ausreichend für seine 

Familie und sich zu sorgen und sich auch seit seiner Haftentlassung bewährt 

hat. 

 

Der Senat weist ergänzend darauf hin, dass die Ausweisung des Klägers hier 

im Ergebnis selbst dann als unverhältnismäßig anzusehen ist, wenn man noch 

vom Bestehen einer geringen, aber die Erheblichkeitsschwelle übersteigenden 

Wiederholungsgefahr und damit dem Vorliegen spezialpräventiver Auswei-

sungsgründe ausginge. Denn aus den - zur Unverhältnismäßigkeit einer gene-

ralpräventiv motivierten Ausweisung - angeführten Gründen führt die danach 
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erforderliche Abwägung ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die privaten Interes-

sen des Klägers und seiner Familienangehörigen das öffentliche Interesse an 

seiner Ausweisung überwiegen.  

 

II. Unter diesen Umständen ist auch die im Bescheid vom 22.10.2010 verfügten 

Abschiebungsandrohung rechtswidrig und aufzuheben. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 

 

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keine der Voraussetzungen des § 132 

Abs. 2 VwGO vorliegt.  

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden. 

 

Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-

bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, in-

nerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen und innerhalb 

von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen.  

 

Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

 

In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil abweicht, 

oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich 

die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevol l-

mächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Bevollmäch-

tigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staat-

lich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen Union, ei-

nes anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
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schaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, 

zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-

schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 

Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung 

zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt ande-

rer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich 

der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-

schlüsse  vertreten lassen.  

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 5 

VwGO bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten 

juristischen Personen gemäß § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevoll-

mächtigte zugelassen, jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse 

im Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenhei-

ten und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwär-

tigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des   §  5 des 

Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 

in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Perso-

nen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der nach 

Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt ist, 

kann sich selbst vertreten. 

 

Funke-Kaiser         Dr. Heckel      Schiller 

 

Beschluss  
vom 23. Oktober 2012 

 

Der Streitwert für das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof wird auf 

5.000,-- EUR festgesetzt (§§ 63 Abs. 2, 52 Abs. 2 GKG). 

 
Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

Funke-Kaiser         Dr. Heckel      Schiller 

 


